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Änderungsantrag zu GSP.Z­01

Von Zeile 316 bis 318 löschen:
Landärztin, dem Medizintechnikunternehmen oder in der staatlichen Uniklinik – sie muss dem Menschen
und seiner Gesundheit zugutekommen und dient nicht dem Zweck, hohe Renditen zu erzielen. Die Planung
und Finanzierung des Gesundheitswesens muss am Bedarf der

Von Zeile 321 bis 323 einfügen:
die Benachteiligung öffentlicher Träger beendet, die Trägervielfalt erhalten und der Trend hin zur
Privatisierung gestoppt und schließlich umgekehrt werden. Klare politische Vorgaben zur
Personalbemessung, Behandlungs- und Versorgungsqualität sollen sicherstellen, dass alle Träger
gleichermaßen

Begründung

Medizin sollte generell nicht dazu dienen Rendite zu erwirtschaften (bisher ist im Programm nur von
Vermeidung ”hoher Rendite” die Rede). Da die Privatisierung im Gesundheitssystem sehr weit
vorangeschritten ist, reicht hier nicht eine Beendigung dieses Trends. Vielmehr ist der Weg zurück
einzuschlagen, d.h. eine Deprivatisierung und Übergang in die öffentliche Hand einzuleiten.
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